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In Luxemburg war die europapolitische Agenda im Jahr 2000 von der Regierungs-
konferenz und den damit eng zusammenhängenden Themen der Erweiterung und
der zukünftigen Architektur der Europäischen Union geprägt. Der kleinste Mit-
gliedstaat musste seine Stellung als gleichberechtigter Partner in den EU-Insti-
tutionen und als Gründungsmitglied eisern behaupten.

Vor allem die die Regierungskonferenz dominierenden Fragen nach der zukünf-
tigen Größe und Zusammensetzung der Kommission und nach der Neugewichtung
der Stimmenverteilung im Rat zur besseren Berücksichtigung der demographischen
Situation waren für das Großherzogtum äußerst sensible Themen.1 Und dies umso
mehr, als es im Zuge der Erweiterung um 13 Staaten, welche zum großen Teil weni-
ger als 10 Millionen Einwohner umfassen, vornehmlich darum ging, das relative
Gewicht der größeren Staaten im Rat zu stärken. Es bedurfte somit eines außeror-
dentlichen Verhandlungsgeschicks, damit das 435.000 Einwohner zählende Luxem-
burg nicht in einer erweiterten Gemeinschaft marginalisiert wird und damit es seine
Rolle als aktiver Mitgestalter der EU-Politik auch in Zukunft wahrnehmen kann.
Die Brisanz dieser konfliktträchtigen Agenda zeigte sich auch darin, dass noch bis
kurz vor dem Gipfel von Nizza keine Einigung über diese Fragen erzielt werden
konnte und die Solidarität zwischen den kleinen und großen Mitgliedstaaten aufzu-
brechen drohte.

Auf innenpolitischer Ebene waren sich sowohl die regierenden Koalitionspar-
teien, die Christlich-Sozialen (CSV) und die Liberalen (DP), als auch die Opposi-
tionsparteien der Sozialisten (LSAP) sowie der Grünen über die Interessenlage
Luxemburgs einig. Als prioritäre Interessen bestimmten sie: die gleichberechtigte
Vertretung aller Mitgliedstaaten in der Kommission, die Aufrechterhaltung der
sechs Sitze Luxemburgs im Europaparlament,2 die Beibehaltung der Einstimmig-
keitsregel bei konstitutionellen Fragen und bei Themen, welche die Sozialversiche-
rungssysteme und Steuerfragen betreffen, sowie die Abschaffung des Vetorechts bei
der verstärkten Zusammenarbeit - ein Agendapunkt der Konferenz, der übrigens
von den Beneluxstaaten auf die Tagesordnung gesetzt wurde. Konsens herrschte
ebenfalls über den weiteren Ausbau der Gemeinschaftsmethode.3

Bei breiter Übereinstimmung in grundsätzlichen Themen bot die Europapolitik
im Berichtszeitraum weiterhin wenig Konfliktstoff. Die „Auseinandersetzungen"
fanden eher auf Nebenschauplätzen statt. Die grüne Partei forderte beispielsweise
eine stärkere parlamentarische und juristische Kontrolle der Zusammenarbeit inner-
halb der dritten Säule, insbesondere von EUROPOL. Sie befürwortet auch eine
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Reform der Struktur- und Agrarpolitik zugunsten der ost- und mitteleuropäischen
Beitrittskandidaten.4 Als einzige Partei in Luxemburg, die dem europäischen Inte-
grationsprozess bis heute äußerst kritisch gegenübersteht, forderte das ADR
(„Aktiounskomitee fir Demokratie a Rentegerechtegkeet"), welches mit sieben
Abgeordneten5 im nationalen Parlament vertreten ist, anlässlich der parlamentari-
schen Grundsatzdebatte über die weitere Entwicklung der Europäischen Union vom
September 2000 eine Begrenzung der Kompetenzen der Kommission sowie eine
Stärkung der Rechte des Ministerrats.6

Nizza: ein gutes Resultat für Luxemburg

Wenn man die in den vier Memoranden7 zur Regierungskonferenz festgehaltenen
Vorstellungen der luxemburgischen Regierung mit dem Verhandlungsergebnis von
Nizza vergleicht, dann wird deutlich, dass die Interessen des kleinsten Mitglied-
staats bei den wesentlichen Themen berücksichtigt wurden. So wird Luxemburg
nach der Erweiterung im Ministerrat über die gleiche Stimmenzahl (4) verfügen
wie die bevölkerungsreicheren Staaten Estland, Lettland, Slowenien und Zypern.
Eine wichtige Errungenschaft für den Beneluxpartner Luxemburg ist ebenfalls, dass
Belgien (12 Stimmen), die Niederlande (13 Stimmen) und Luxemburg (4 Stimmen)
mit 26,3 Millionen Einwohnern 29 Stimmen innehaben - und damit ebenso viele
wie jeder der vier „Großen" Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien.
Darüber hinaus wird Luxemburg auch in Zukunft mit einem gleichberechtigten
Mitglied in der Kommission vertreten sein, womit eine der Hauptforderungen des
Großherzogtums umgesetzt werden konnte. Ein weiteres gutes Verhandlungs-
ergebnis bestand darin, dass Luxemburg neben Deutschland als einziger Staat keine
Verringerung seiner Anzahl der Europaparlamentarier hat hinnehmen müssen und
es somit seine Position in dieser wichtigen Institution behaupten konnte. Im Wirt-
schafts- und Sozialausschuss sowie im Ausschuss der Regionen wird es auch
zukünftig mit sechs Stimmen vertreten sein. Als günstiges Resultat ist ebenfalls zu
bewerten, das die Einstimmigkeitsregel bei Steuerfragen und im Sozialversiche-
rungsbereich beibehalten wurde und dass der von den Benelux-Staaten eingebrach-
te Vorschlag zum Ausbau der „verstärkten Zusammenarbeit" Berücksichtigung im
Vertrag fand. Vor dem Hintergrund dieses Verhandlungsergebnisses stellte Premier-
minister Jean-Claude Juncker mit Genugtuung fest, dass die kleinen Länder auch in
Zukunft gestaltende Akteure in Europa bleiben und die großen nicht das Monopol
als europäische Architekten innehaben würden.8

Am Gipfelmarathon von Nizza insgesamt wurden jedoch der geringe Gemein-
schaftswille und die fehlende Solidarität bemängelt. Während die Außenministerin
Lydie Polfer (DP) die Polarisierung zwischen den kleinen und den großen Staaten
im Laufe der Debatte sowie auch die Zentrierung auf die Macht- und Einflussfrage
kritisierte,9 bezeichneten die Grünen das Ergebnis gar als „Fiasko von Nizza".10

Wenn es auch wie ein Paradox klingt, spiegelt sich in diesen Reaktionen haupt-
sächlich die politische Enttäuschung des integrationsfreudigen Luxemburg über die
zu geringen Fortschritte der Regierungskonferenz wider.
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Luxemburg in einer erweiterten EU mit 28 Mitgliedern

Angesichts der näher rückenden Erweiterung der Europäischen Union bemühten
sich insbesondere der Staatsminister Jean-Claude Juncker und die Außenministerin
Lydie Polfer um den Aufbau eines konstrukiven Dialogs mit den Regierungen der
Beitrittskandidaten aus Mittel- und Südosteuropa. Die politischen, wirtschaftlichen
und kulturellen Beziehungen mit diesen Staaten wurden durch die in den letzten
Jahren erfolgten zahlreichen Besuche hochrangiger Politiker und Experten in fast
sämtlichen Beitrittsstaaten intensiviert, die ohne Zweifel dazu beitrugen, das Image
Luxemburgs als Förderer der Erweiterung zu stärken. Dies geht auch daraus hervor,
dass sich Premierminister Juncker im Rahmen der Beitritts Verhandlungen für eine
flexible Handhabung der Übergangsperioden im Bereich der Freizügigkeit der
Arbeitnehmer einsetzte11 oder dass er eine stärkere Zusammenarbeit zwischen den
Beneluxstaaten und den Visegradstaaten anregte. Bei der Diskussion über die Auf-
nahmeprozedur der Kandidaten hält die luxemburgische Regierung an dem vom
Europäischen Rat von Luxemburg im Dezember 1997 gefassten Beschluss fest, der
vorsieht, dass die Aufnahme in die Gemeinschaft nach dem jeweiligen individuel-
len Entwicklungsstand der Beitrittsstaaten erfolgen soll.

Die Finanzierung wichtiger Reformprojekte zeugen von einem zunehmenden
Engagement Luxemburgs in Mittel-, Ost- und Südosteuropa. Bisher förderte das
Außenministerium hauptsächlich Weiterbildungsprojekte zur Stärkung der admini-
strativen und institutionellen Kapazitäten sowie zur besseren Umsetzung des
Acquis communautaire.12 Weitere konkrete Ergebnisse des konstruktiven Dialogs
sind unter anderem die geplante Eröffnung einer luxemburgischen Botschaft in
Polen, Tschechien und Ungarn, während ihrerseits Tschechien und Polen dem-
nächst eine diplomatische Präsenz im Großherzogtum vorsehen.

Die Fortsetzung des europapolitischen Engagements

Luxemburg gelang es, seine pro-aktive und verantwortungsbewusste Rolle inner-
halb der Union zu unterstreichen, indem es beispielsweise seine verteidigungspoli-
tischen Kapazitäten13 stärken wird, um seinen Verpflichtungen im Bereich der
Petersberger Aufgaben besser nachzukommen. Neben der Festigung der bilateralen
Beziehungen zu seinen großen Nachbarn Deutschland und Frankreich bildete die
Abstimmung seiner Positionen mit den Beneluxstaaten, Belgien und den Nieder-
landen, einen weiteren Schwerpunkt der luxemburgischen Europapolitik. Davon
zeugt das erst kürzlich veröffentlichte Beneluxmemorandum im Bereich der zu-
künftigen gemeinsamen Justiz- und Innenpolitik,14 das die drei Staaten als einen die
europäische Integration beschleunigenden Motor verstanden wissen wollen. Das
Ziel ist eine schnellere Umsetzung des europäischen Raums der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts, ein Anliegen, welches die drei Regierungen bereits in
ihrem gemeinsamen Memorandum von Tampere im Jahr 1999 zum Ausdruck
brachten. Im Hinblick auf den Gipfel von Laeken wird in diesem Memorandum ein
konkretes Programm mit prioritären Schritten aufgestellt. Weiterhin wird auch eine
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bessere Koordinierung bei der Asyl-, und Immigrationspolitik angestrebt, für die
sich Luxemburg eingesetzt hatte.

Bei der in letzter Zeit wieder intensiver geführten Debatte um die Zukunft der
Europäischen Union war die luxemburgische Haltung von einem gesunden Prag-
matismus geprägt, während die Frage nach der föderalen oder konföderalen Ausge-
staltung der zukünftigen EU insgesamt auf wenig Begeisterung stieß. So wird die
EU in erster Linie als eine Konstruktion sui generis betrachtet, deren Mitglieder
gleichberechtigt zusammenarbeiten, um gemeinsam ihre Ziele zu verwirklichen.15

Im Vordergrund stehen hauptsächlich die Verwirklichung konkreter Projekte und
die Diskussion über Inhalte der Politik, und weniger die Grundsatzdebatten über die
zukünftige Architektur der EU. Premierminister Jean-Claude Juncker kritisierte,
dass es im Bereich der binnenmarktrelevanten sozialpolitischen Fragen zu keinen
Beschlüssen kam und dass keine Debatte über das europäische Sozialmodell
geführt wird. Weiter forderte er zur Stärkung der Akzeptanz der Gemeinschaft in
der Bevölkerung einen Mindestsockel an Arbeitnehmerrechten in Europa.16
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